
Die deutsche Volkswirtschaft ist in der
Krise: Schlusslicht im Euro-Raum beim
Wachstum, Anstieg der Schwarzarbeit
auf ein Volumen von 640 Milliarden
Mark – allein durch Schwarzarbeit entge-
hen dem Staat Steuern und Beiträge für
die Sozialversicherung in einem Umfang
von 235 Milliarden Mark –, akute Infla-
tionsgefahr, und schließlich dürften auch
die Arbeitslosenzahlen aus Nürnberg
dem Bundeskanzler vor dem Hinter-
grund seiner Versprechungen das Blut in
den Adern gefrieren lassen. Es muss ge-
lingen, dieser Entwicklung gegenzusteu-
ern, mehr Wachstum und damit mehr Be-
schäftigung zu erreichen.

Wenn die Arbeitslosigkeit in unserem
Land wirksam bekämpft werden soll,
dann müssen alle Ebenen dazu mit aller
Kraft beitragen. Notwendig sind
– eine höhere Investitionsquote, um die

Nachfrage zu stärken, insbesondere in
Schlüsselbereichen (Baubranche)

– eine niedrigere Staatsquote,
– ein flexibleres Arbeits- und Tarifrecht,

weil Arbeitsmärkte von ihrer Beweg-
lichkeit leben, nicht davon, dass man sie
mit Vorschriften gleichsam zubetoniert,

– eine Politik, die die Kommunen stärkt
und ihnen Investitionen wieder ermög-
licht,

– eine Infrastruktur, die den Menschen
auch in schwächer entwickelten Regio-
nen neue Chancen eröffnet und ihnen
Teilhabe ermöglicht,

– eine den Menschen und den Betrieben
gerecht werdende Reform der gering-
fügigen Beschäftigung,

– nicht zuletzt eine neue Arbeitsmarkt-
politik gerade auch in den Regionen,
unterstützt durch Bund und Länder.

Bedrohte Akzeptanz 
des Sozialstaates
Anstatt zu handeln, schiebt die Bundes-
regierung das Problem der Arbeitslosig-
keit vor sich her. Es fehlt ihr an Mut, gu-
ten Vorbildern nachzueifern und ent-
schlossen Erfolg versprechende Wege
einzuschlagen.

Dabei hat Bundeskanzler Gerhard
Schröder den Abbau der Arbeitslosigkeit
zur Messlatte für seine Regierung ge-
macht. Der Kanzler hatte im November
1998 gesagt: „Wenn es uns nicht gelingt,
die Arbeitslosigkeit spürbar zu senken,
wir hätten es nicht verdient, wieder ge-
wählt zu werden.“ Den Rückgang der
Arbeitslosenzahlen seit 1998 hätte es
auch gegeben, wenn der Kanzler und
sein Kabinett in Urlaub gefahren wären.
Allein der exportgestützte konjunktu-
relle Aufschwung in den vergangenen
beiden Jahren und vor allem das
Schrumpfen der Zahl der Bevölkerung
im erwerbsfähigen Alter waren für die
Verringerung ausschlaggebend. Über-
dies liegen seit Monaten die Arbeitslo-
senzahlen wieder über den jeweiligen
Vorjahreswerten. Und das, obwohl auf-
grund der geburtenschwachen Jahr-
gänge die Nachfrage nach Arbeitsplätzen
seit 1999 um 600 000 gesunken ist. An-
sonsten würde sich die Arbeitslosigkeit
auf die Fünf-Millionen-Marke zube-
wegen.
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Schröder hat es nicht geschafft, ein
wirkungsvolles „Bündnis für Arbeit“ zu
Stande zu bringen. Die „Bündnispartner“
treffen sich nur einmal im Jahr ohne kon-
krete Ergebnisse.

Die Unternehmen, vor allem der Ar-
beitsplätze schaffende Mittelstand, wer-
den durch die Steuerreform gegenüber
den international agierenden Großkon-
zernen massiv benachteiligt. Jetzt, wo
deutlich wird, dass die hochgeputschten
Konjunkturprognosen der Bundesregie-
rung nichts als Propaganda waren, wird
immer offenkundiger, dass zu wenig Ent-
scheidungen für Innovationen und Inves-
titionen, für eine aktive Arbeitsmarktpo-
litik und eine Flexibilisierung des Ar-
beits- und Tarifrechtes getroffen wurden,
dass es zu wenige Impulse für eine Mo-
dernisierung unseres Bildungswesens,
für Forschung und Technologie gegeben
hat. Stattdessen wurde die so genannte
Ökosteuer fortlaufend eingeführt, wird
der Mittelstand mit einer Diskussion über
die Erbschaftsteuer traktiert. Während
man in anderen Ländern Deregulie-
rungen vorgenommen hat, engt die
Bundesregierung die Unternehmen mit
einem wirklichkeitsfremden Betriebs-
verfassungsgesetz ein. Es führt nicht zu
mehr Mitbestimmung, nicht zu mehr Ar-
beitsplätzen, sondern zu mehr Bürokra-
tie, zu geringerer Reaktions- und damit
Leistungsfähigkeit der Unternehmen.

Eine spürbare Verringerung der Sozi-
alabgaben hat es nicht gegeben. Zwar ist
der Beitrag zur Rentenversicherung mini-
mal gesunken, doch die Bundesregierung
hat bereits heute beschlossen, ihn wieder
auf 22 Prozent steigen zu lassen, plus vier
Prozent privater Vorsorge – aufzubrin-
gen von den Versicherten. Wie eine Ver-
käuferin oder eine Krankenschwester
dies mit ihrem Einkommen bewältigen
soll, steht in den Sternen. In der Kranken-
versicherung hat die Schröder-Regierung
für Millionen Versicherte eine deutliche
Beitragserhöhung zu verantworten. Der

Durchschnittsbeitrag liegt inzwischen
über vierzehn Prozent. Der Beitragssatz
zur Arbeitslosenversicherung könnte be-
reits einen halben Prozentpunkt niedriger
sein, wenn die Bundesregierung nicht et-
liche Lasten von sich weg auf die Sozial-
versicherungssysteme verschoben hätte.
Dadurch wurde Arbeitnehmern und
Unternehmen eine Abgabenentlastung
vorenthalten. Inzwischen hat auch die
OECD beklagt, dass Deutschland beim
Abbau der Staats- und Abgabenquote zu
geringe Fortschritte mache. Andere In-
dustrienationen seien wesentlich weiter.

Statt die Belastungen für die Bürger
und Unternehmen spürbar zu verringern,
hat die rot-grüne Bundesregierung eine
riesige Kostenlawine losgetreten. Das ist
eine Politik gegen mehr Binnennachfrage,
gegen mehr Investitionen, gegen mehr
Wachstum und damit gegen mehr Be-
schäftigung.

Die Beitragslasten könnten wirkungs-
voll sinken, wenn die Versicherten die
Möglichkeit hätten, ihre Abgabenlast
stärker selbst beeinflussen zu können,
und zwar durch Wahlmöglichkeiten. Ne-
ben der grundlegenden Absicherung un-
abhängig von Alter und Einkommen bei
Krankheit, Pflegefall, Arbeitslosigkeit,
Alter, Erwerbsunfähigkeit und für
Hinterbliebene, die solidarisch zu finan-
zieren ist, muss es mehr Gestaltungsmög-
lichkeiten beim Leistungskatalog geben.
Der Versicherte sollte in Zukunft die
Möglichkeit haben, freiwillig auf be-
stimmte Leistungen zu verzichten und
dafür seinen Beitragssatz senken zu kön-
nen. Nur wer finanzielle Spielräume hat,
wird auch investieren – in den Konsum,
in eine Immobilie, in die private Vorsorge
oder in Mitarbeiterbeteiligungen an
Unternehmen auch zur Erhöhung des Ei-
genkapitals im Mittelstand.

Es geht auch um die Akzeptanz des So-
zialstaates. Denn wer nur Gerechtigkeit
und Solidarität verspricht, dieses Ver-
sprechen aber nicht einhält, der zerstört
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die Grundlagen des Vertrauens in den So-
zialstaat. Deshalb müssen Freiheit, Soli-
darität und Gerechtigkeit auch im Bereich
der sozialen Sicherungssysteme in ein
neues, abgewogenes, in ein faires Ver-
hältnis zueinander gebracht werden. Das
entlastet Versicherte wie Unternehmen,
das ist sozial, weil es dazu beiträgt, mehr
Arbeit zu schaffen. Überleben werden
nicht die „Stärksten“, sondern diejenigen,
denen es am besten gelingt, sich verän-
derten Bedingungen anzupassen.

Lokale Bündnisse für Arbeit
Es gibt keinen Königsweg zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit. Aber in einer
Zeit, in der die Bundesregierung die Ar-
beitsmarktpolitik vernachlässigt, sollten
wir uns vor allem auf die 1,3 Millionen
Menschen konzentrieren, die Arbeitslo-
senhilfe beziehen, sowie auf die etwa
800 000 arbeitsfähigen Sozialhilfeempfän-
ger. Sie sind bislang die am schwersten zu
vermittelnden Gruppen. Dabei sind vor
allem die lokalen und regionalen Ebenen
gefordert. Wir brauchen hunderte von lo-
kalen Bündnissen für Arbeit.

Man könnte sich vorstellen, dass in je-
dem Landkreis Koordinierungskreise für
Arbeitsmarktpolitik mit Unterstützung
des Bundes oder der Länder entstehen. In
ihnen sollten die Unternehmen aus In-
dustrie, Handel und Handwerk, die ent-
sprechenden Kammern, die Kommunen,
die Gewerkschaften, das Arbeitsamt, die
Vertreter von Arbeitsloseninitiativen ver-
treten sein.

Die Aufgabe eines solchen Koordinie-
rungskreises müsste sein:
– auf der Ebene eines Landkreises oder

einer größeren Kommune sinnvolle
Aktivitäten für eine Verbesserung der
Arbeitsmarktentwicklung anzustoßen,

– im Zusammenwirken der beteiligten
Organisationen Verkrustungen, Infle-
xibilitäten und Hemmnisse auszuräu-
men, die konkret die Schaffung von Ar-
beitsplätzen vor Ort behindern,

– die vertrauensvolle Zusammenarbeit
der beteiligten Organisationen zu för-
dern.
Darüber hinaus sollten die Koordinie-

rungskreise die vorhandenen arbeits-
marktpolitischen und wirtschaftspoliti-
schen Förderinstrumente daraufhin über-
prüfen, inwieweit sie auf die regionale Si-
tuation optimal angewandt werden kön-
nen.

Die Länder könnten diese Koordinie-
rungskreise in Form einer kleinen Ge-
schäftsstelle unterstützen. Das Personal
könnte im Zuge einer Verwaltungsreform
kostenneutral bereitgestellt werden. Zu-
sätzlich sollten die Länder Beratungska-
pazitäten zur Verfügung stellen, um den
Koordinierungskreisen dabei behilflich zu
sein, Ziele und Maßnahmen aufeinander
abzustimmen, insbesondere Maßnahmen
der regionalen Wirtschaftsförderung. Die
Länder könnten auch bei der Entwicklung
und Initiierung von Konzepten, Instru-
menten sowie bei der Entwicklung eines
landesweit einheitlichen Verfahrens zur
Messung des Erfolges der regionalen Ar-
beitsmarktpolitik behilflich sein. Es geht
darum, Programme zu konzipieren, die
die Kommunen beziehungsweise die re-
gionalen Akteure in die Lage versetzen,
eine integrierte Arbeitsmarkt- und Struk-
turpolitik zu entwickeln.

Dabei sollte sichergestellt sein, dass 
erfolgreiche „Rezepte“ interessierten an-
deren Koordinierungskreisen vermittelt
und Erfahrungen ausgetauscht werden
können.

Zu diesem Konzept gehört auch die
Einrichtung von Serviceagenturen, wie
sie zum Beispiel im Landkreis Emsland
und im Landkreis Osnabrück erfolgreich
arbeiten.

Aufgabe solcher Serviceagenturen ist
es, entweder selbst oder mithilfe anderer
Beschäftigungsmöglichkeiten anzubie-
ten, und zwar unter Inanspruchnahme
des gesamten Instrumentariums der Ar-
beitsförderung, der Langzeitarbeitslosen-
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hilfen und des Sozialhilfegesetzes. Jedem,
der Sozial- oder Arbeitslosenhilfe bean-
tragt, sollte binnen kurzer Zeit eine Ar-
beitsmöglichkeit nachgewiesen werden.
Es ist zu wenig, Arbeitslosen lediglich
Geld zur Verfügung zu stellen.

Die Serviceagenturen sollten eng mit
den Koordinierungskreisen zusammen-
arbeiten und völlig neue Felder und Ebe-
nen der Beschäftigung erschließen. Das
umfasst zum Beispiel den gesamten
Dienstleistungsbereich. Zu denken ist
hier vor allem an solche Dienstleistungen,
für die unter den üblichen Bedingungen
wegen eines zu hohen Preises kein Bedarf
besteht. Jeder Beschäftigungslose hat
Qualitäten, die gebraucht werden. Man
muss nur herausfinden, wo wer am bes-
ten hinpasst, und dafür Sorge tragen, dass
durch geschickte Kombination von Lohn
und gegebenenfalls Lohnkostenzuschüs-
sen das Arbeitseinkommen so hoch ist,
dass es für den Beschäftigten interessant
ist zu arbeiten. Dabei ist die direkte Unter-
stützung des Arbeitnehmers wirkungs-
voller als Lohnkostenzuschüsse und Sub-
ventionen für die Arbeitgeber, bei denen
Mitnahmeeffekte zu befürchten wären.

Bereitschaft, von anderen zu lernen
In den Niederlanden gibt es längst „Zen-
tren für Arbeit und Einkommen“, die die
Bemühungen der Kommunen und der
Arbeitsämter zur Arbeitsvermittlung zu-
sammenfassen. Dabei steht die Analyse
der individuellen Situation des Arbeitslo-
sen im Vordergrund. Aus ihr soll jeweils
ein Hilfeplan entwickelt werden, der
möglichst schnell zu einer Wiedereinglie-
derung in den Arbeitsmarkt führt. Es geht
darum, weniger zu verwalten und mehr
Auswegberatung anzubieten. Ziel ist es,
den arbeitslosen Menschen wieder zu
motivieren, eine reguläre Arbeit aufzu-
nehmen. Wir brauchen „Motivations-
agenturen“ in Deutschland. Denn wir
müssen dafür Sorge tragen, dass Arbeits-
losigkeit sich nach Möglichkeit gar nicht

erst verfestigt, eine Gewöhnung an die fi-
nanziell abgesicherte Arbeitslosigkeit gar
nicht erst eintritt.

Vielmehr geht es darum, Brücken in
den Arbeitsmarkt zu bauen, vor allem
auch für ältere Arbeitslose. Es geht da-
rum, mit neuen Instrumenten oder unter
Zuhilfenahme der vorhandenen Möglich-
keiten Beschäftigung zu organisieren.
Wir brauchen einen Wettbewerb der
Ideen. Warum soll es nicht eine Auszeich-
nung oder eine Prämie für den Betrieb
oder die Kommune oder die Serviceagen-
tur geben, die am meisten Arbeitsplätze
schafft, die arbeitslosen Menschen eine
berufliche Perspektive eröffnet und da-
mit den Einzelnen in seinem Selbstwert-
gefühl bestärkt?

Was hält uns davon ab, von den Erfah-
rungen in anderen Ländern zu lernen? In
Dänemark gibt es längst den Anspruch
auf einen „individuellen Handlungs-
plan“. Dort ist auch die „Job-Rotation“
ein großer Erfolg: Ein Arbeitnehmer
nimmt ein Jahr lang Bildungsurlaub, als
Lohnersatz erhält er das übliche Arbeits-
losengeld (von in der Regel 90 Prozent
des letzten Verdienstes), während dieser
Zeit kann ein Arbeitsloser seine Stelle ein-
nehmen, damit er wieder Kontakt zur Be-
rufswelt bekommt. Die Arbeitgeber er-
halten Lohnkostenzuschüsse vom Staat,
damit sie vorübergehend schwer ver-
mittelbare Arbeitslose einstellen.

Selbstverständlich ist in Dänemark mit
dem Anspruch auf Hilfe auch die Pflicht
verbunden zu arbeiten. Es gilt der Grund-
satz in der Arbeitslosen- wie in der Sozi-
alhilfe: Wer etwas vom Staat haben will,
der muss auch bereit sein, etwas zu ge-
ben.

Der Blick über den Zaun in andere Län-
der sollte auch bis in die USA, vor allem in
den Bundesstaat Wisconsin reichen. Der
heutige Gesundheitsminister der ameri-
kanischen Regierung, Tommy Thomp-
son, hat in Wisconsin als Gouverneur eine
hochinteressante Sozialpolitik durchge-
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setzt. So hat er den Anspruch auf Sozial-
hilfe durch einen Anspruch auf Beschäfti-
gung beziehungsweise Teilnahme an
Qualifikationsmaßnahmen ersetzt. Statt
einer Sozialhilfebürokratie gibt es Ver-
mittlungsagenturen, die im Wettbewerb
stehen und erfolgsabhängig bezahlt wer-
den. Die ganze Politik steht unter dem
Motto „Wisconsin works“.

Thompson hat den Grundsatz umge-
setzt, dass der Staat (befristet) hilft, aber
nur wenn es eine Gegenleistung (Arbeit)
des Hilfeempfängers gibt. Der Staat ist ver-
pflichtet, die Möglichkeit zur Arbeit oder
Ausbildung zu organisieren. In Wisconsin
sind Sozialhilfeempfänger nicht mehr
„Opfer“, die versorgt werden müssen je
nach ihren individuellen Ansprüchen mit
Geld- und Sachleistungen. Vielmehr geht
man davon aus, dass jeder (abgesehen von
nicht arbeitsfähigen Menschen zum Bei-
spiel mit gesundheitlichen Einschränkun-
gen) Leistung erbringen kann und es Ziel
der Bürokratie sein muss, die Menschen in
Lohn und Brot zu bringen. Wer dabei am
erfolgreichsten ist, der bekommt auch am 
meisten. Das System verlangt nicht eine
Privatisierung der Sozialämter (obwohl
dort auch private Unternehmen sowie ge-
meinnützige Organisationen als Sozial-
hilfeagenturen auftreten können), son-
dern verlangt von ihnen, sich wie private
Unternehmen zu verhalten. Um Erfolg zu
haben, bemühen sie sich, Vermittlungs-
hemmnisse abzubauen und bei der Jobsu-
che behilflich zu sein. Dazu zählen zum
Beispiel ein Bewerbungstraining, Kinder-
betreuung, Reparaturkredite für das ka-
putte Auto, Telefonhotlines zu den Be-
treuern akuter Probleme und vieles mehr.

Ein weiteres Instrument sind Probear-
beitsverträge bei einem privaten Arbeit-
geber für diejenigen, die nicht direkt in
eine reguläre Arbeit vermittelt werden
können. Es gibt Lohnkostenzuschüsse
von 300 Dollar pro Monat. Ziel ist die
Übernahme in ein reguläres Arbeitsver-
hältnis nach drei bis sechs Monaten.

Wer auch nach kurzer Einarbeitung
noch nicht für den ersten Arbeitsmarkt
qualifiziert ist, muss in Wisconsin in öf-
fentlichen oder privaten Institutionen ar-
beiten. Pflicht sind Gemeinschaftsarbeit
und Berufsberatung. Bei Fehlstunden
wird das Entgelt gekürzt.

Wer wegen gesundheitlicher oder an-
derer Einschränkungen nicht arbeitsfähig
ist, dem wird in Rehabilitationswerkstät-
ten oder Therapiezentren geholfen.

Das Programm ist ergebnisorientiert,
und der Erfolg spricht für sich. In einem
Jahrzehnt wurde die Zahl der Sozialhilfe-
empfänger von rund 100 000 auf unter
10 000 abgesenkt. Die Arbeitslosigkeit ist
zu einer Restgröße geschrumpft. Der Er-
folg beruht auf der Stärkung der Eigen-
verantwortung, auf dem Anreiz zur Leis-
tung, auf dem Grundsatz der Hilfe zur
Selbsthilfe und nicht zuletzt auf der Ziel-
genauigkeit der Instrumente. Dies alles
hat zu einem großen volkswirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Nutzen ge-
führt. Neben finanziellen Einsparungen
werden Arbeitsmoral und Leistungsbe-
reitschaft positiv beeinflusst. In Wiscon-
sin ist eine Kultur der Eigenverantwor-
tung und der Leistung entstanden, ohne
dass der Staat sich aus der Verantwor-
tung gezogen hätte. Im Gegenteil: Der
Staat flankiert das Projekt durch um-
fangreiche Betreuungsmaßnahmen und
durch die Verpflichtung, Arbeit und Aus-
bildung für jeden anzubieten.

Das Wisconsin-Modell kann als ein
Orientierungspunkt dienen, weil viele
Instrumente, die dort angewandt wer-
den, uns nicht fremd sind, weil es um in-
dividuelle und zielgenaue Unterstützung
geht. Eigenverantwortung und Solida-
rität werden dort miteinander in Einklang
gebracht. Allerdings setzt es einen Per-
spektivenwechsel voraus, denn die Be-
dürftigen sind nicht mehr länger „Opfer“,
die es zu versorgen gilt, sondern Betreute,
denen der Weg zurück in die Arbeitswelt
geebnet wird. Die Sozialhilfebürokratie

Christian Wulff

Seite 60 Die politische Meinung



wird von einer passiven Alimentationsin-
stanz zum ergebnisorientierten Dienst-
leister.

Wer arbeitet, muss mehr haben
In vielen deutschen Kommunen ist es be-
reits gelungen, tausende von Sozialhil-
feempfängern eine sinnvolle Beschäfti-
gung zu geben, häufig mit der Perspek-
tive auf den ersten Arbeitsmarkt. Doch
das reicht nicht aus. Dasselbe muss uns
auch bei den über 1,3 Millionen Empfän-
gern von Arbeitslosenhilfe gelingen.

Dies zeigt: Die Trennung von Sozial-
und Arbeitslosenhilfe ist sachlich längst
überholt. Die Anreize zur Aufnahme von
Arbeit im Rahmen der Sozial- und Ar-
beitslosenhilfe müssen angeglichen wer-
den, beide Bereiche müssen zu einem Ins-
trument zusammengefasst werden.

Das bisherige Nebeneinander von zwei
unterschiedlichen Systemen führt in der
Praxis zu einem unübersichtlichen Spek-
trum von Transferleistungen und arbeits-
marktpolitischen Hilfen, das sowohl die
Betroffenen als auch die Mitarbeiter in den
Behörden kaum überblicken. Die Folge
sind unzulängliche Integrationsstrategien
für die Betroffenen. Vor allem aber: Die
Hilfen für Langzeitarbeitslose werden
nicht selten mit dem Ziel betrieben, die
Kosten des jeweiligen Trägers auf ande-
re Körperschaften zu verschieben. Eine
wirksame Hilfe für die Betroffenen ist aber
so kaum möglich. Deshalb muss die 
Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit
aus einer Hand erfolgen. Diese Aufgabe
sollten die Träger der Sozialhilfe wahr-
nehmen, denn wirksame Hilfe ist nur dort
gewährleistet, wo sich auch die sozialen
und fiskalischen Probleme niederschla-
gen. Auf kommunaler Ebene besteht über-
dies eher die Möglichkeit, Synergieef-
fekte zu erzielen, indem soziale Hilfen 
wie Schuldnerberatung, Wohnungs- und
Suchtkrankenhilfe mit den arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen verzahnt wer-
den.

Dabei muss klar sein: Die Stabilität un-
seres Sozialsystems wird von Leistung
und Gegenleistung getragen. Diese Ein-
sicht muss immer wieder gestärkt wer-
den. Wer seinen Lebensunterhalt ganz
oder teilweise von der Solidargemein-
schaft erhält, muss im Rahmen seiner
Möglichkeiten einen Beitrag für die Ge-
meinschaft erbringen. Dabei muss der
Grundsatz gelten, dass derjenige, der ar-
beitet, mehr verdienen muss als derje-
nige, der nicht arbeitet. Und wer arbeiten
kann, aber eine annehmbare Arbeit ver-
weigert, dem muss die Unterstützungs-
leistung gekürzt werden. Es geht also da-
rum, neue Chancen für Hilfebezieher zu
schaffen. Es geht darum, Brücken zu
bauen in ein eigenverantwortliches Leben
und den Anreizen zur Arbeitsaufnahme
mehr Gewicht anstelle des bisherigen
Fürsorgeprinzips zu geben.

Arbeitsverwaltung dezentralisieren
Was für die langzeitarbeitslosen Sozial-
und Arbeitslosenhilfeempfänger gilt,
trifft in ähnlicher Weise auch auf die Ar-
beitslosengeldbezieher zu. Auch bei ih-
nen darf es nicht nur um Verwaltung 
gehen, sondern Motivation und Hilfe zur
schnellen Integration in den Arbeits-
markt sollten im Mittelpunkt stehen.
Dazu bedarf es einer Reform der Bundes-
anstalt für Arbeit, deren Instrumente sich
häufig als ineffizient erwiesen haben.

Auch die Arbeitsämter müssen sich als
Dienstleister verstehen, die ähnlich wie
die Servicestellen individuelle Hilfepläne
erarbeiten, die einen kundenorientierten
Vermittlungsservice anbieten, die sich an
der Zusammenführung aller am Arbeits-
markt beteiligten Akteure aktiv beteiligen
– und zwar vor Ort, in den Regionen und
Landkreisen. Denn Arbeit wird vor Ort
geschaffen. Es ist deswegen unerlässlich,
die arbeitsmarktpolitische Verantwor-
tung bei den lokalen Arbeitsämtern zu
stärken. Dazu gehört mehr Entschei-
dungsfreiheit über die Verwendung fi-
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nanzieller Mittel wie auch verstärkter
Wettbewerb und Kooperation mit priva-
ten Arbeitsvermittlern oder Zeitarbeits-
firmen.

Wo 90 000 Beschäftigte in einer Ar-
beitsverwaltung tätig sind, aber nur etwa
10 000 davon in der eigentlichen Vermitt-
lungstätigkeit, da ist es dringend an der
Zeit, zu Veränderungen zu kommen.

Geringfügige Beschäftigung
Die Gesetzgebung zur geringfügigen Be-
schäftigung (630-DM-Jobs) der rot-grü-
nen Bundesregierung von 1999 hat sich
als völlig ungeeignet erwiesen. Die Vor-
schrift, Renten- und Krankenversiche-
rungsbeiträge auf geringfügige Beschäfti-
gungsverhältnisse zu entrichten, hat in
den Betrieben einen enormen Verwal-
tungsaufwand verursacht. Er ist häufig
höher als bei Vollzeitarbeitskräften. Viele
geringfügige Beschäftigungsmöglichkei-
ten sind verloren gegangen, gerade auch
im Zeitungszustellerwesen oder in der
Gastronomie. Zahlreichen Familien ging
dadurch ein häufig notwendiger, zumin-
dest willkommener Zuverdienst verlo-
ren, der nahezu vollständig in den Kon-
sum und Handel geflossen war.

Auch das Argument, die Regelung von
1999 hätte zahlreiche Beschäftigte endlich
in die Sozialversicherung geführt, hält bei
näherer Betrachtung nicht stand. Renten-
und Krankenkassen haben höhere Ein-
nahmen erhalten, aber auf der Basis eines
325-Euro-Jobs muss ein Arbeitnehmer
150 Jahre Beiträge zahlen, um einen Ren-
tenanspruch zu erwerben, der oberhalb
der Sozialhilfe liegt. Von der Möglichkeit,
den Rentenversicherungsbeitrag um sie-
ben Prozent aufzustocken, haben nur
ganze fünf Prozent der Arbeitnehmer Ge-
brauch gemacht. Richtig wäre es, zur al-
ten Regelung zurückzukehren und die
Lohnsteuer mit pauschal zwanzig Pro-
zent abzugelten. Das wäre einfach und
unbürokratisch. Die Einnahmen könnten
der Sozialversicherung zufließen.

Darüber hinaus hat sich die Geringfü-
gigkeitsgrenze von 325 Euro als viel zu
niedrig erwiesen, weil die maximal mög-
liche Wochenarbeitszeit von fünfzehn
Stunden einen Stundenlohn von nur 5,37
Euro zulässt. Das fördert lediglich die
Schwarzarbeit. Deswegen sollte die Ge-
ringfügigkeitsgrenze auf 400 Euro deut-
lich angehoben werden – und zwar
steuer- und sozialabgabenfrei für den Ar-
beitnehmer. Die Arbeitgeber sollten wie-
der pauschal versteuern.

Notwendig ist es auch, Beschäfti-
gungspotenziale über der Grenze von 400
Euro im Niedriglohnsektor bis 800 Euro
zu erschließen. Tatsache ist, dass es in
Deutschland gerade in diesem Bereich
kaum Jobs gibt, im Gegensatz zu vielen
anderen Ländern. Ein Grund dafür ist,
dass wer nur einen Euro über die 325-
Euro-Grenze hinaus verdient, die voll-
ständige Sozialversicherungspflicht hat.
Das sollte durch einen bei „null“ begin-
nenden und langsam ansteigenden Sozi-
alversicherungsbeitrag der Arbeitneh-
mer bis zum vollen Beitrag bei 800 Euro
verändert werden. Außerdem muss die
800-Euro-Grenze in Zukunft dynamisiert
werden.

Dieser Vorschlag hat dem Bündnis für
Arbeit schon vor drei Jahren vorgelegen.
Aber die Bundesregierung hat ihn abge-
lehnt – gegen den Rat von Experten und
gegen das Vorbild zum Beispiel der
Niederlande, wo man mit der Progres-
sion bei den Sozialversicherungsbeiträ-
gen enorme Erfolge bei der Schaffung zu-
sätzlicher Jobs erzielt hat. Auch für
Deutschland sagen Experten voraus, dass
mit den vorgeschlagenen Maßnahmen
ein Potenzial von rund 800 000 Beschäf-
tigten erschlossen werden kann.

Arbeitslosigkeit in Deutschland ist
kein unabwendbares Schicksal. Die ein-
zelnen Maßnahmen müssen in ein schlüs-
siges Gesamtkonzept eingebunden wer-
den, das neue Freiräume schafft und so
auch zu mehr Beschäftigung führt.

Christian Wulff

Seite 62 Die politische Meinung


	Inhalt PM: 


